
Bundessozialgericht

___—..—Az„: 933Y_552123 Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheü

Verkündet am
54„ Januar 1975

Amtsinspektor
als Urkunds—

_ _ _beamter der Kläger,_Rev151onsbeklagter
Geschäftsstelle und ReViSionsklager‚

Prozeßpevollmächtigter:

@ e g e n

Beklagter, Revisionskläger
und Revisionsbeklagtera

Der 90 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 54„ Januar 4975 hin durch

Vorsitzende Richterin

für Recht erkannt:

Die Revisi0nen des Klägers und des Beklagten gegen

das Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom
1„ April 4971 werden zurückgewieseno

!

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen
Kosten des Revisionsverfahrens zur Hälfte zu er—
statten„
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Dem 4944 geborenen Kläger wurde ab 4° Juli 4950 wegen
der Schädigungsfolgen "Schädelbasisbruch, Hirnquetschung„
„vasomotorische Anfälle, Hirnverletzung‚ Schlüsselbein—

bruch" Beschädigtenrente nach einer Minderung der Er—

werbsfähigkeit (MdB) um 50 V„H„ gewährt° 4958 wurde

wegen Verschlimnerung der Schädigungsfolgen die HdE

auf 70 V„H° erhöht° Die hiergegen erhobene Klage hatte

Erfolg; auf Grund eines nervenärztlichen Gutachtens ver—

urteilte das Sozialgericht (SG) den Beklagten im Februar

4964 zur Anerkennung weiterer Schädigungsfolgen (zen—

trale Regulierungsstörungen, Uesensveränderung, Hirn—

leistungsschwäche) und von 4° Januar 4958 an zur Renten-

zahlung nach einer MdB um 90 V°H„, wovon 40 v„Ho auf das
berufliche Betroffensein entfielen° Das Urteil wurde

rechtskräftig° Ab August 4960 wurde dem Kläger von der

Landesversicherungsanstalt Rente wegen Berufsunfähigkeit

gewährt‚ Hierauf gestützt verlangte er im Mai 4962 die

Erhöhung seiner Beschädigtenrente auf 400 V„H„‚ ferner

die Gewährung von Schwerstbeschädigtenzulage und Berufs—

schadensausgleich° Nachdem der Nervenarzt Dr°

eine Verschlimmerung der Schädigungsfolgen verneint

hatte, lehnte das Versorgungsamt (VersorgA) mit drei
Bescheiden vom 2° Juli 4965 die Anträge des Klägers

auf Rentenerhöhung, Schweretbeschädigtenzulage und Be-

rufsschadensausgleich ab„ Während des Wide‘spruchsver—

fahrens wurde dem Kläger mit Wirkung ab 40 Januar 4964

Berufsschadensausgleich gewährt, gegen dessen Berech—

nung der Kläger nichts einwandtea Mit dem Widerspruch

gegen die Ablehnung der Rentenerhöhung verband der Klä—

ger einen Antrag auf Gewährung der einfachen Pflegezu—
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lage ab Mai 4962„ Durch Bescheid vom 95 iärz 4966

wurden die Wide sprüche des Klägers mit der Begrün—

dung zurückgewiesen, die Schädigungsfolgen hätten
sich nicht verschlimmert, bei der MdB um 90 V„H„ könne

den Kläger nach den Vorschriften des Bundesversorgungs—

gesetzes (BVG) idF des 4„ Neuordnungsgesctzes (NOG)

vom 27„ Juni 4960 weder Berufsschadensausgleich noch

Schwerstbeschädigtenzulage gewährt werden; zum Antrag

auf Pflegezulage wurde im Widerspruchsbescheid nicht

Stellung genommen„

Der Kläger beantragte mit seiner hiergegen erhobenen

4962Klage die Verurteilung des Beklagten, vom 49 Mai

an die Rente eines Erwerbsunfähigen mit der Pflegezu—

lage der Stufe I sowie Berufsschadensausgleich und

Schwerstbeschädigtenzulage zu gewähren° In der münd—

lichen Verhandlung am 6„ Februar 4969 wurde als Klag—

antrag protokolliert: Verurteilung des Beklagten, als

weitere Schädigungsfolgen “psychische Störungen" anzu—

erkennen und dem Kläger ab 4° Mai 4962 die Beschädig—

tenrente eines Erwerbsunfähigen, für die Zeit vom
4„ Juni 4960 bis zum 54„ Dezember 4965 einen Berufs—

schadensausgleich und ab 4„ Januar 4960 eine Schwerst—

beschädigtenzulage der Stufe III zu gewähreno Der

Nervenarzt Dr° ‘ führte aus„ gegenüber dem 4960

erhobenen Befund sei seit 4964 eine wesentliche Ver—

schlimmerung der Schädigungsfolgen eingetreten‚ der

Kläger sei erwerbsunfähig und hilfsbedürftig; die

NdE im allgemeinen Erwerbsleben betrege 400 V„H.‚° Das

SG hielt das Gutachten des Sachverständigen Dr°

nicht für überzeugend und wies die Klage ab; in der

lechtsmittelbelehrung wurde die Berufung insgesamt als

unzulässig gemäß 5 448 Nr„ 5 des Sozielgerichtsges*tzes

(SGG) bezeichnet°
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Im Verfahren über die Berufung des Klägers sind der Her—

venarzt Dr„ P- und der HNO—Arzt Dr„ K. als Such—

verständige gehört werden„ Dr„ P nut eine Vers chlimme—

rung der bislang anerkannten Schädigungsfolgen verneint

und die Gesamt—HGB infolge der Hirnverletzung auf 80 bus
90 V„Hl geschätzt, Dr„ K hat beim Kläger eine leicht—

gradige beidseitige kombinierte Schwerhörigkeit festge—

tcllt, dieses Le.1den ul‚„chadibun“sfolßc erachtet und
die hierdurch bedingte HdE au1' 10 bis 15 V„H„ geschützt.

Das Lendesso ozzalcer.1cht (LSG) Berlin hat mit Urteil V)

10iApril 1971 die Berufung des Klägers verworfen‚ s unit

ed1e Ansprüche auf Berufsschadens aus gleich und ein—

lache Pfleg»zulage betraf; unter Aufhebung der angefoch—

tcnen Entscheidunren let das LSG den Beklagten verurteilt,

”kombinierte beidseitige Schwerhöri keit“ als weitere
chädigungsfolge anzuerkennen und dem Kläger ab ’l° Mai

962 die Rente eines Erwerbsunfähigen zu gewähren; im

übrigen ist die Berufung des Klägers zurückgewiesen wer“
den: Hinsichtlich der Gewährung von Berufsschadensuus—
gleich für die Zeit vom 1° Juni 960 bis 5’l ezember 1;6j»

handele es sich um einen Anspruch für eine abgelaufene

Zeit, deshalb sei die Berufung gemäß 9 148 Nr„ 2 SGG un—
zulässig; dies gelte auch dann, wenn der Anspruch dem

Grunde nach streitig sei„ Über die Pflegezulage sei im
Verwaltungsverfahren nicht entschieden werden; im ersten

Rechtszuge habe der Kläger zwar mit der Klageschrift vom
44» April 1966 die Gewährung von Pflegesulage begehrt,

doch habe er diesen Antrag im Te‘min am 6„ Februar 1969

nicht mehr gestellt, demgemäß habe das SG auch nicht

G
)

hi- rüber entschieden; der Anspruch aui‘ Pflegesulage weil

nicht autouatisch dadurch geltend gemacht caß der Klä—

ger die Rente eines Erwerbsunfähigen beenspruche‚ vielmehr

müßten die einzelnen Versorgungsleistungen Brun959tZli9h

gesondert beantragt werden° Du das Urteil des SG keinen
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Ausspruch über die Pflegezulege enthalte, sei der Kläger

insoweit nicht beschwert, seine Berufung sei daher men—
gels Rechtsschutzbedürfnisses unzulässig°

Hinsichtlich der beanspruchten Neufeststellung der Ver—

sorgungsbezüge wegen wesentlicher Verschlimmerung der

Schädigungsfelgen ($ 62 BVG) sei die Berufung zum Teil
begründet„ Zwar sei gegenüber der letzten maßgeblichen

Feststellung vom 2„ Februar 4964 auf dem neurologisch—

psyehintrischen Gebiet keine Verschlimmerung eingetre—

ten. Eine wesentliche Änderung der Verhältnisse ergebe
sich jedoch aus der im Berufungsverfahren ermittelten

weiteren Schädigungsfolge Schwerhörigkeit) und ihrer

vom Kläger mit zulässiger Klageerweiterung beantragten

Feststellung als solche; das hierfür maßgebende Gutach—

ten des Sachverständigen Dr, K. sei hinsichtlich
der Zusammenhangsbeurteilung und der Bewertung der ge—

hörbedingten HdE mit 40 bis 45 V„H„ bedenkenfrei„ Der

‘rud der Gesamt—th sei jedoch nicht ohne weiteres

durch Addition auf 400 V„H„ z bemessen, sondern fol—

gendermaßen zu ermitteln: Die sich aus der bisher maß—

gebenden Feststellung ergebende MdB habe — ohne Berück—

sichtigung des Berufs — 80 V„H° betragen und sei vom
SG mit Urteil vom 2„ Februar 4964 gemäß 5 30 Abs° 2 BVG

auf 90 V„HQ erhöht werdeno Aus der bisher nach € 50

Abs, 4 BVG festgestellten MdB von 80 V„H„ würde sich

durch die Gehörschädigung (40 bis 45 VQHO) bei Anwen—

dun$ der Lohmülle1”schen Formel eine MdB im allgemei—

nen Erwerbsleben von 82 bis 83 v„H„ ergeben, hierzu

käme die Erhöhung um wenigstens 40 VQH° gemäß % 50

Abs° 2 BVG, woraus eine Gesamt—MdB von 92 bis 95 vaH„

felge„ Bei dieser Berechnungsueise gelte der Kläger

als erwerbsunfähig im Sinne von 5 34 Abs;. 3 BVG, denn

er sei um mehr als 90 voH„ in seiner Erwerbsfähigkeit

beeinträchtigt„ 5 54 Abs„ 2 BVG finde hierbei keine

Anwendung, diese Vorschrift sei begrenzt bis zur MdE
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um 90 voHo, die noch den Grad von 85 V„H° mitumfasse; bei

einer MdB über 90 V„H° gelte allein 5 54 Abs° 5 BVG° Er—

werbsunfähigkeit im Sinne des 5 54 Abs, 5 BVG sei also

schon dann gegeben, wenn der Grad der MdB z„Bn 94 V°H°

betrageg Die Auffassung des Beklagten, die Gesamt—MdB
beim Kläger betrage nur (80 + 45 = 85 VDHO, abgerundet

auf 80 V„H„, + 40 V„H„ gemäß 5 50 Abs„ 2 =) 90 voHo,
treffe nicht zu° Es gehe nicht an, bei Anwendung der Loh—

müller'schen Formel zunächst den MdB—Grad nach 5 50 Abs„4

festzustellen, alsdann gemäß 5 54 Abs° 2 Halbsatz 2 den
Vomhundertsatz der HdE zu ermitteln, um schließlich dann

erst die NdE gemäß 9 50 Abs° 2 zu erhöhen° Die Anwendung

des 5 54 BVG setze die Bildung einer einheitlichen MdB

voraus, bei der MdE gemäß 5150 Abso 2 BVG handele es sich

nicht um eine besondere, sondern um einen Teil der Gesamt—

MdB° Erst nach Anwendung von 5 50 Abs° 4 und 2 könne der

nach 5 54 Abs° 4 maßgebliche Vomhundertsatz unter Anwen-

dung von 5 54 Abs° 2 ermittelt werden; hierbei gelte für

den Fall der Erwerbsunfähigkeit die Sonderregelung in

5 54 Abs, 5BVG° Schon bei früheren ärztlichen Unter—
suchungen (4958 und 4965) sei eine Beeinträchtigung des

Hörvermögens beobachtet worden, deshalb sei anzunehmen,

daß beim Kläger bereits seit Mai 4962 durch Schwerhörig—

keit eine MdE um 40 bis 45 v„H° bestanden habe°

Eine Schwerstbeschädigtenzulage gemäß 5 54 Abs° 5 BVG

stehe dem Kläger nicht zu, da seine Erwerbsunfähigkeit

nicht allein auf Grund der Beurteilung nach 5 50 Abs° 4

BVG gegeben sei; die Gesamt-MdB nach 5 50 Abs.: 4 BVG

unter Berücksichtigung der Gehörschädigung betrage hier

nur 85 V„H„, woraus sich noch keine Erwerbsunfähigkeit

ergebe°

Das LSG hat die Revision zugelassen, "weil es sich bei

der Frage der Feststellung von Erwerbsunfähigkeit im

_7_
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Sinne von 5 54 Abs„ 5 BVG beim Bestehen mehrerer Schädi—

gungsfolgen und einer besonderen beruflichen Betroffen—

heit um eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung

handelt"o Beide Beteiligten haben form— und fristgerecht

Revision eingelegt°

Der Kläger beantragt,

unter Änderung der angefochtenen Entschei—

dungen den Beklagten zu verurteilen, dem

Kläger Berufsschadensausgleich auch für die

Zeit vom 4° Juni 4960 bis 34° Dezember 4965,

vom 40 Mai 4962 an die einfache Pflegezulage

und vom 4° Tai 4962 an die Schwerstbeschädig—

tenzulage der Stufe II zu gewähren,

hilfsweise,

das Urteil des LSG insoweit aufzuheben, als

die Berufung des Klägers wegen der Ansprüche

auf Berufsschadensausgleich und einfache

Pflegezulage verworfen und wegen des An—

spruchs auf Schwerstbeschädigtenzulage
zu—

rückgewiesen worden ist.

Zur Begründung führt der Kläger aus, die Berufung hätte

hinsichtlich der Ansprüche auf Berufsschadensausgleich

vor dem 4„ Januar 4964 und auf Pflegezulage nicht als un—
zulässig verworfen werden dürfen, da beide Ansprüche sich

erst bei Bejahung der — vom LSG ab 4° Mai 4962 zuerkann—

ten — Erwerbsunfähigkeit ergäbeno Der für die Zeit vor
40 Januar 4964 beanspruchte Berufsschadensausgleich sei

keine Leistung für zurückliegende Zeit, denn er habe da—

mals auf anderen materiell-rechtlichen Voraussetzungen

beruht° Ähnlich verhalte es sich mit dem Anspruch auf

Pflegezulage, die der Kläger bei seinem Rentenerhöhungs—

begehren habe mit beantragen müssen„ Die Gehörschädigung

resultiere aus der als Versorgungsleiden anerkannten

—8—
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Schädelhirnverletzung, so daß bei der 90 VDH„ überstei—

genden Gesamt-MdB der Kläger als erwerbsunfähiger Hirn—

beschädigter (% 55 Abs„4 Satz 4 BVG) anzusehen sei() Es

lbedeute einen Verfahrensmangel, daß das LSG diese Er—

wägungen nicht angestellt habe„ Das LSG habe auch 3 409

SGG verletzt‚ indem es zum Antrag des Klägers auf er—

gänzende Anhörung des Dr„ nicht Stellung genommen

habe„ Mangelnde Sachaufklärung sei darin zu erblicken,

daß das LSG sich nicht mit dem Beweisantrag des Klägers

auf Einholung eines nervenklinischen Gutachtens befaßt

habe„ — Die Auslegung des 5 54 Abs° 5 BVG durch das LSG

treffe zu und werde durch das Urteil des Bundessozial—

gerichts (BSG) vom 24„ April 4966 (9 RV ?54/65) bestätigt;
die Revision des Beklagten sei daher unbegründet„

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen, soweit sie auf

Gewährung der Rente eines Erwerbsun-

fähigen gerichtet ist°

Nach seiner Auffassung beruht das angefochtene Urteil

auf unrichtiger Anwendung des S 34 Abs° 2 und 3 BVG„
Es gehe nicht an, die einzelnen MdB—Grade, die sich aus
5 30 Abs„ 4 und 2 ergäben‚ einfach zu addieren und sie

erst dann unter S 54 Abs„ 2 Halbsatz 2 oder Absc 5 zu
subsumiercn° @ 34 Abs° 4 setze nicht eine einheitliche

NdE vorn s‚ die Gesamt—MdB ergebe sich erst bei Anwen—
dung der folgenden Absätze„ Die berufliche Betroffen—

heit sei ein selbständiger Berechnungsfaktorc Beim Klä—

ger betrage die KdE nach 5 50 Abs„ 4 BVG unter Anwen—
dung von $ 54 Abs° 2 BVG 80 V„H„; erst dann sei der

.
Grad der beruflichen Betroffenheit gemäß % 50 Abs° 2 BVG
hinzuzufügen und erhöhe die NdE auf 90 V°Ho; Erwerbs—

unfähigkeit im Sinne von 5 54 Abs„ 3 BVG, wofür mindestens

94 v„H„ MdB erforderlich sei, liege also nicht vor° —

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Zur Revision des Klägers führt der Beklagte aus, diese

sei von der Zulassung gemäß $ 462 Abs° 4 Nr„ 4 SGG
nicht erfaßt und müsse als unzulässig verworfen werden,

da ihre Verfahrensrügen nicht zuträfen°

II\

Der Rechtsstreit betrifft vier verschiedene Ansprüche des

Klägers, die sich auf die Erhöhung der Beschädigtenrente,

die Gewährung von Schwerstbeschädigtenzulage und von

Pflegezulage sowie — für einen zurückliegenden Zeitab—

schnitt — auf die Gewährung von Berufsschadensausgleich

beziehen° Da das LSG die Revisionszulassung mit dem Hin—

weis auf eine spezielle Rechtsfrage begründet hat,

welche nur für den Anspruch auf Rentenerhöhung grund—

sätzlich bedeutsam erscheint, könnte eine Beschränkung

der Zulassung auf diesen einen Anspruch (vgl„ BSG 5,

135, 459; BGHZ48, 456, 458; 55, 452, 455) an sich in
Be racht kommen° Indessen hat das LSG sonst weder in der

Urteilsformel noch in den Entscheidungsgründen die Ab—

sicht einer solchen Beschränkung zu erkennen gegeben;

insbesondere ist nicht zum Ausdruck gebracht worden,

daß "im übrigen" — also wegen der von jener Rechtsfrage

nicht berührten Ansprüche — die Revision nur gemäß

5 462 Abs() 4 Nr° 2 SGGzulässig sein sollte; hiermit
stünde auch die Rechtsmittelbelehrung nicht in Ein—

klang, Mit dem Hinweis auf die von ihm als grundsätz-

lich erachtete Rechtsfrage hat das LSG mithin ledig—

lich eine unvollständige Begründung dafür gegeben, daß

es die Revision allgemein zugelassen hat (BSG 5, 438;

vgl„ auch BGH LM Nr„ 68 und 77 zu 5 546 ZPO)„ Die von
beiden Beteiligten form— und fristgerecht eingelegten

Revisionen sind hiernach zulässig; sie haben jedoch

keinen Erfolg°
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Zu Unrecht wendet sich der Kläger dagegen, daß hinsicht—
lich seiner Ansprüche auf Gewährung von BerufsschadenS—

ausgleich und Pflegezulage das LSG nicht sachlich ent-

schieden, sondern seine Berufung insoweit verworfen hat,

Soweit der Kläger die Gewährung von Berufsschadensaus—

gleich für die Zeit vor dem 4" Januar 4964 (Neufassung

des 5 50 Abs° 5 BVG durch das 20 NOG vom 24° Februar
4964) begehrte,betraf seine Berufung nur Versorgung für

bereits abgelaufene Zeitabschnitte und war deshalb auf—

grund des 5 448 Nr° 2 SGG unzulässig; hierbei kommt es
nicht darauf an, daß für die fragliche Zeit (4° Juni

4960 bis 34„ Dezember 4965) der Anspruch auf Berufs—

_schadensausgleich dem Grunde nach streitig gewesen ist

(vgl° SozR Nr° 28 zu 5 448 SGG; Urteile des erkennenden

Senats.vom 25° Juli 4967 — 9 RV 248/65 — und 270 Januar

4970 — 9 RV 722/67 —)° Die Voraussetzungen des 5 448
Nr° 2 SGG waren schen zur Zeit der Klageerhebung Anfang

4966 gegeben, da der Beklagte den Bewilligungsbescheid

für die Zeit ab 4° Januar 4964 bereits im Jahre 4965

erteilt hatte; die Berufung des Klägers ist also nicht

erst durch Maßnahmen des Beklagten nach Einlegung des

Rechtsmittels auf einen zeitlich begrenzten Anspruch

eingeschränkt worden (vgla SozR Nr„ 9 zu S 446 SGG,

Nr" 55 zu 5 448 SGG)°

Über einen Anspruch des Klägers auf Pflegezulage nach

S 55 Abso 4 Satz 4 BVG ist weder im Widerspruchsbescheid

vom 90 März 4966 noch im Urteil des SG vom 6, Februar

4969 entschieden worden° Im Klageverfahren fehlte es
hierzu an einem entsprechenden Antrag; denn nach der

Niederschrift zur mündlichen Verhandlung vom 60 Februar
4969 hat der Kläger diesen zunächst allerdings geltend

gemachten Anspruch nicht weiter verfolgt, sondern nur

noch die Anerkennung einer weiteren Schädigungsfolge und
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entsprechende Rentenerhöhung sowie die Gewährung von
Schwerstbeschädigtenzulage und Berufsschadensausgleich

beantragt° Von dem Antrag, dem Kläger ab 40 Mai 4962

die Beschädigtenrente eines Erwerbsunfähigen zu gewäh-

ren, ist ein Anspruch auf Pflegezulage nicht mitumfaßt}

worden (vglo BSG, Urteil vom 8, Juli 4970 - 40 RV 24/68—
SGb 4970, 585 Nr„ 55)o Die Vorinstanzen waren Somit ver—
fahrensrechtlich nicht befugt, über die Begründetheit

dieses Anspruchs (vglo hierzu SozR Nro 49 zu 5 55 BVG)

eine Sachentscheidung zu treffen°

Hinsichtlich des Klagbegehrens auf Erhöhung der für die

Grundrente maßgebenden MdB hat das LSG die — an sich

durch 5 448 Nr° 5 SGG ausgeschlossene — Berufung des

Klägers als ohne weiteres nach 5 450 Nr, 5 SGG zu—

lässig erachteto Ob das in dieser Allgemeinheit zu—
trifft, könnte fraglich sein (vgl° SozR Nr„ 47 zu
9 450 SGG); jedoch bestehen im vorliegenden Fall keine

Bedenken hiergegen, weil es auch noch in der Beru—

fungsinstanz streitig war, ob die vom Kläger behaup—

tete Verschlimmerung auf das Hirntrauma oder auf

arteriosklerotische Veränderungen zurückzuführen ware-
Mit der Verurteilung des Beklagten, dem Kläger ab
*LNai 4962 die Rente eines Erwerbsunfähigen zu gewäh—

ren, hat das LSG den diesbezüglichen Anträgen, die

der Kläger im ersten und im zweiten Rechtszuge jeweils

gestellt hatte, vollauf stattgegebeno Sollte der Klä—

ger angestrebt haben, diese Rente allein aufgrund des

5 30 Abs° 4 BVG zu erlangen, also ohne Berücksichtigung
seines beruflichen Betroffenseins als erwerbsunfähig

anerkannt zu werden, so hätte er dies im Hinblick auf

die damit verknüpften Auswirkungen auf andere Versor—

gungsleistungen (55 50 Abso 5, 34 Abs° 5 BVG; bei Er—

werbsunfähigkeit nach 5 30 Abs° 4 BVGallein wegen
Hirnschädigung käme auch 5 55 Abs° 4 Satz 4 BVG in Be—
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tracht) in seinen Sachanträgen geltend machen können, ohne
daran durch das Prinzip der einheitlichen MdB—Bewertung

gehindert zu sein(vgl° SozR Nro 46 zu 5 50 BVG; Urteil

des erkennenden Senats vom 48° November 4974 — 9 RV 326/70-9,

Dafür, daß dem Kläger etwas derartiges vorgeschwebt hat,
scheint der Umstand zu sprechen, daß er mit seiner Revi—

sion u„a„ auch Verstöße des LSG gegen 55 405, 409 SGG ge—
:ügt hat; diese Verfahrensrügen gewinnen nämlich erst dann

einen Sinn, wenn das Klagebegehren dahin gedeutet wird,

die schädigungsbedingte‘MdE solle allein gemäß 5 50

9Abs‚ 4 BVG auf mehr als 90 VOH° erhöht werden° Der Kläger

hat es jedoch in den Vorinstanzen versäumt, seine Sachen—

träge in diesem Sinne hinreichend deutlich zu formulieren;

im Revisionsverfahren ist es ihm aber nicht möglich, dies

durch eine Erweiterung des Klagebegehrens nachzuholen

(vgl° SozR Nr“ 2 zu 5 468 SGG)„ Davon abgesehen würden

die genannten Verfahrensrügen auch nicht durchgreifen;

denn es ist nicht ersichtlich, wodurch sich das LSG zur
Einholung eines nervenklinischen Gutachtens hätte ge—

drängt fühlen müssen (Vglo SozR Nr, 44 zu @ 405 SGG) und

ein etwaiges Recht, wegen der Nichteinholung eines Er—

gänzungsgutachtens von Dr° B“ ' Verletzung des 5 409 SGG

zu rügen, würde der Kläger durch sein Schweigen in der

Berufungsverhandlung am 4° April 4974 eingebüßt haben

(BSG 5, 284)°

Unbegründet ist die Revision des Klägers schließlich

auch, soweit sie den Anspruch auf Schwerstbeschädigten—

Zulage betriffto Das LSG hat die Voraussetzungen des

5 54 Abs° 5 BVG als nicht gegeben erachtet, weil die

Erwerbsunfähigkeit des Klägers nicht allein auf der Be—

urteilung der MdB nach % 50 Absa 4 BVG beruhe, vielmehr

die schädigungsbedingte MdB im allgemeinen Erwerbsleben

sich hier insgesamt nur auf 85 VOH„ belaufeo Diese Auf—
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fassung stimmt überein mit den Regelungen der @@4

Satz 4 und 2 Abs„ 4 Satz 2 DVO vom 47„ April 4964/

470 Juli 4964 zu 5 54 Abs° 5 BVG, zu deren Auslegung

der erkennende Senat schon in seinem Urteil vom 270

Januar 4967 (BVBl 4967, 75) eingehend Stellung genommen

hat° Bei den Bedenken, die Kempe (SGb 4970, 444) gegen

die Rechtsgültigkeit des @4 DVO dargelegt hat, wird
außer Acht gelassen, daß es 5 54 Abs° 5 BVG auf ein

gesundheitliches außergewöhnliches Betroffensein als
Anspruchsvoraussetzung abstellt; dies läßt erkennen,

daß ein besonderes berufliches Betroffensein (@ 50

Abs„ 2 BVG) hier ausnahmsweise unberücksichtigt bleiben

soll°

Die Ausführungen des LSG zum Begriff der Erwerbsun—

fähigkeit (% 54 Abs° 5 BVG) und seiner Anwendung auf

den hier gegebenen Fall sind frei von Rechtsirrtum°

Auch nach Meinung des Senats muß ein Beschädigter als

erwerbsunfähig gelten (5 54 Abs° 5 BVG), dessen durch
mehrere Schädigungsfolgen bedingte MdB im allgemeinen

Erwerbsleben (@ 50 Abs„ 4 BVG) — bei Anwendung der

sogenannten Lohmüller'schen Formel — 82 bis 85 v„H°

beträgt, wenn die MdB gemäß 5 50 Abs° 2 BVG noch um
40 v°H° höher zu bewerten ist; eine Abrundung des

Vomhundertsatzes gemäß 5 54 Abs° 2 BVG kann hier nicht

stattfinden° Der demgegenüber vom Beklagten mit seiner

Revision vertretene Standpunkt würde bedeuten, daß

Erwerbsunfähigkeit i„S° des 5 54 Abs° 5 BVG erst anzu—
nehmen wäre, wenn die Schwerhörigkeit des Klägers eine

MdB von 25 V„H° bedingte; erst dann nämlich würde bei

Anwendung der Lohmüllerfschen Formel die Gesamt-MdB

den Grad von 95 voH° erreicht haben„ Bei dieser Be—

trachtungsweise wird aber verkannt‚ daß Erwerbsunfähigkeit

i„S„ des 5 54 Abs° 5 BVG schon dann gegeben ist9 wenn

die MdB über 90 VOH°‚ also ZGB° bei 94 VQH° liegt

—44—
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 44 _

(vgl° Vorberg/v° Nuis IV So 444 Anmo 5 zu 5 34; BSG 8,
69; Urteil des erkennenden Senats vom 24„ April 4966

— 9 RV 754/65 —)°

Die Revisionen sind hiernach unbegründet und müssen

zurückgewiesen werden (S 470 Abs° 4 Satz 4 SGG)°

Bei der auf 5 495 SGG beruhenden Kostenentscheidung hat

der Senat berücksichtigt, daß beide Beteiligten erfolg—

los Revision eingelegt habeno

Dr° Dro‘ Dr°
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